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1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VwGG § 28 heute

2. VwGG § 28 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. VwGG § 28 gültig von 01.01.2017 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 24/2017

4. VwGG § 28 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2016 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

5. VwGG § 28 gültig von 01.07.2008 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

6. VwGG § 28 gültig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 89/2004

7. VwGG § 28 gültig von 01.01.1991 bis 31.07.2004 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

8. VwGG § 28 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

1. VwGG § 34 heute

2. VwGG § 34 gültig ab 01.07.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 2/2021

3. VwGG § 34 gültig von 01.01.2014 bis 30.06.2021 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. VwGG § 34 gültig von 01.03.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013
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5. VwGG § 34 gültig von 01.07.2008 bis 28.02.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 4/2008

6. VwGG § 34 gültig von 01.08.2004 bis 30.06.2008 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 89/2004

7. VwGG § 34 gültig von 01.09.1997 bis 31.07.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 88/1997

8. VwGG § 34 gültig von 05.01.1985 bis 31.08.1997

1. VwGG § 41 heute

2. VwGG § 41 gültig ab 01.01.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

3. VwGG § 41 gültig von 01.03.2013 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 33/2013

4. VwGG § 41 gültig von 01.07.2012 bis 28.02.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

5. VwGG § 41 gültig von 01.01.1991 bis 30.06.2012 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 330/1990

6. VwGG § 41 gültig von 05.01.1985 bis 31.12.1990

Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Dr. Kleiser, Hofrätin Mag. Hainz-Sator und

Hofrat Dr. Pürgy als Richter, unter Mitwirkung des Schriftführers Mag. Vonier, über die Revision der I S in R, vertreten

durch Mag. Manuel Dietrich, Rechtsanwalt in 6971 Hard, In der Wirke 3/13, gegen das Erkenntnis des

Landesverwaltungsgerichts Vorarlberg vom 18. Mai 2021, Zl. LVwG-1-114/2021-R1, betreCend Übertretung der

Gewerbeordnung 1994 (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bezirkshauptmannschaft Bregenz), den

Beschluss gefasst:

Spruch

Die Revision wird zurückgewiesen.

Begründung

1

1. Mit Straferkenntnis vom 17. Februar 2021 verhängte die belangte Behörde über die Revisionswerberin wegen des

Vorwurfs des Verstoßes gegen § 1 Abs. 4 zweiter Satz iVm. § 1 Abs. 6 und § 111 Abs. 1 Z 1 und 2 GewO 1994 eine

Geldstrafe in der Höhe von EUR 1.000,-- (Ersatzfreiheitsstrafe 3 Tage 21 Stunden). Der Revisionswerberin wurde zur

Last gelegt, sie habe es „als gemäß § 9 Abs. 1 VStG zur Vertretung nach außen berufenes Organ (Präsidentin) des

Vereins [„A G“] mit Sitz in R [...] zu verantworten, dass dieser Verein in der Zeit von 28.10.2020 bis 14.01.2021 das

Gastgewerbe selbständig, regelmäßig und in der Absicht ausübte, einen Ertrag oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteil

zu erzielen, indem der Verein [„A G“] unter [näher genannter] Internet-Adresse [...] gastgewerbliche Tätigkeiten wie

z.B. Übernachtungen an einen größeren Personenkreis angeboten hat, ohne im Besitz einer Gewerbeberechtigung für

das Gastgewerbe zu sein. Das Anbieten einer den Gegenstand des Gewerbes bildenden Tätigkeit an einen größeren

Kreis von Personen ist der Ausübung des Gewerbes gleichgestellt. Der Verein [„A G“] betreibt und bewirbt das

Almhotel [„A H“] in R [...] als Vereinslokal. Auf [näher genannter] Homepage (abgerufen am 14.01.2021) sind Preise für

Übernachtungen angeführt.“ Überdies verfügte die belangte Behörde, die Revisionswerberin habe einen Beitrag zu

den Kosten des Strafverfahrens in der Höhe von EUR 100,-- zu zahlen.1. Mit Straferkenntnis vom 17. Februar 2021

verhängte die belangte Behörde über die Revisionswerberin wegen des Vorwurfs des Verstoßes gegen Paragraph

eins, Absatz 4, zweiter Satz in Verbindung mit Paragraph eins, Absatz 6 und Paragraph 111, Absatz eins, Ziffer eins und

2 GewO 1994 eine Geldstrafe in der Höhe von EUR 1.000,-- (Ersatzfreiheitsstrafe 3 Tage 21 Stunden). Der

Revisionswerberin wurde zur Last gelegt, sie habe es „als gemäß Paragraph 9, Absatz eins, VStG zur Vertretung nach

außen berufenes Organ (Präsidentin) des Vereins [„A G“] mit Sitz in R [...] zu verantworten, dass dieser Verein in der Zeit

von 28.10.2020 bis 14.01.2021 das Gastgewerbe selbständig, regelmäßig und in der Absicht ausübte, einen Ertrag oder

sonstigen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen, indem der Verein [„A G“] unter [näher genannter] Internet-Adresse [...]

gastgewerbliche Tätigkeiten wie z.B. Übernachtungen an einen größeren Personenkreis angeboten hat, ohne im Besitz

einer Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe zu sein. Das Anbieten einer den Gegenstand des Gewerbes

bildenden Tätigkeit an einen größeren Kreis von Personen ist der Ausübung des Gewerbes gleichgestellt. Der Verein

[„A G“] betreibt und bewirbt das Almhotel [„A H“] in R [...] als Vereinslokal. Auf [näher genannter] Homepage (abgerufen

am 14.01.2021) sind Preise für Übernachtungen angeführt.“ Überdies verfügte die belangte Behörde, die

Revisionswerberin habe einen Beitrag zu den Kosten des Strafverfahrens in der Höhe von EUR 100,-- zu zahlen.
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2. Gegen dieses Straferkenntnis erhob die Revisionswerberin Beschwerde, wobei sie in der mündlichen Verhandlung
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vom 15. April 2021 vorbrachte, es habe nie die Absicht bestanden, einen Ertrag oder wirtschaftliche Vorteile zu

erzielen. Vielmehr seien die Mitglieder des Vereins eingeladen worden, Zimmer bei der offiziellen Website des

Almhotels zu reservieren, bei welchem die Buchungen erfolgt seien.

3

3. Mit dem angefochtenen Erkenntnis gab das Landesverwaltungsgericht Vorarlberg (im Folgenden:

Verwaltungsgericht) der Beschwerde keine Folge und bestätigte das bekämpfte Straferkenntnis mit der Maßgabe, dass

es im Spruch anstelle „§ 1 Abs 4 zweiter Satz iVm § 1 Abs 6 und § 111 Abs 1 Z 1 und 2 GewO 1994“ zu lauten habe

„§ 366 Abs 1 Z 1 Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), BGBl Nr 194/1994, idF BGBl I Nr 45/2018, iVm § 111 Abs 1 und 2

GewO 1994, BGBl Nr 194/1994, idF BGBl I Nr 94/2017, iVm § 1 Abs 4 zweiter Satz und § 1 Abs 6 GewO 1994,

BGBl Nr 194/1994, idF BGBl I Nr 45/2018“. Unter einem sprach das Verwaltungsgericht aus, dass die Revisionswerberin

einen Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von Euro 200,-- zu leisten habe und erklärte die

Revision für nicht zulässig.3. Mit dem angefochtenen Erkenntnis gab das Landesverwaltungsgericht Vorarlberg (im

Folgenden: Verwaltungsgericht) der Beschwerde keine Folge und bestätigte das bekämpfte Straferkenntnis mit der

Maßgabe, dass es im Spruch anstelle „§ 1 Absatz 4, zweiter Satz in Verbindung mit Paragraph eins, Absatz 6 und

Paragraph 111, Absatz eins, Ziffer eins, und 2 GewO 1994“ zu lauten habe „§ 366 Absatz eins, Ziffer eins,

Gewerbeordnung 1994 (GewO 1994), Bundesgesetzblatt Nr 194 aus 1994,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil

eins, Nr 45 aus 2018,, in Verbindung mit Paragraph 111, Absatz eins, und 2 GewO 1994, Bundesgesetzblatt Nr 194 aus

1994,, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 94 aus 2017,, in Verbindung mit Paragraph eins, Absatz 4,

zweiter Satz und Paragraph eins, Absatz 6, GewO 1994, Bundesgesetzblatt Nr 194 aus 1994,, in der Fassung

BGBl I Nr 45/2018“. Unter einem sprach das Verwaltungsgericht aus, dass die Revisionswerberin einen Beitrag zu den

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von Euro 200,-- zu leisten habe und erklärte die Revision für nicht zulässig.

4

In seiner Begründung führte das Verwaltungsgericht zusammengefasst aus, die Revisionswerberin sei Präsidentin

eines bestimmt bezeichneten Vereins. Der Verein „A G“ habe im Zeitraum von 28. Oktober 2020 bis 14. Jänner 2021 in

der Öffentlichkeit den Eindruck erweckt, eine dem Gastgewerbe zuzuordnende Tätigkeit zu entfalten. Der Verein „A G“

habe auf näher genannter Internetseite unter anderem Preise für Übernachtungen im Hotel „A H“ angeführt. Das Hotel

„A H“ sei „zumindest auch vom gegenständlichen Verein betrieben“ worden. Dies ergebe sich einerseits aus

Unterlagen, die eine entsprechende Übereinkunft zwischen dem Verein „A G“ und der - laut der Revisionswerberin die

Betriebsführung des Hotels „A H“ innehabenden - GmbH „S“ offenlegen würden. Andererseits ergebe sich dies aus

einer Rechnung vom 25. Jänner 2020, auf der unter anderem der Verein „A G“ als auch die GmbH „S“ angeführt seien.

Als verrechnete Leistung werde auf dieser Rechnung „aktiv sein und Alpenluft schnuppern“ angeführt, sohin jene

Tätigkeit, die auch auf näher genannter Internetseite vom Verein „A G“ angeboten werde. Auch sei über bestimmte

Internetseite eine entsprechende Buchung möglich gewesen. Der Verein „A G“ habe damit im Tatzeitraum unter dieser

Internetseite eine dem Gastgewerbe zuzuordnende Tätigkeit angeboten (§ 1 Abs. 4 zweiter Satz GewO 1994), dies

jedoch ohne über eine Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe zu verfügen. Mangels entsprechender

Gewerbeberechtigung sei die Strafe aufgrund der Bestimmungen des § 366 Abs. 1 Z 1 GewO 1994 zu Recht über die

Revisionswerberin verhängt worden.In seiner Begründung führte das Verwaltungsgericht zusammengefasst aus, die

Revisionswerberin sei Präsidentin eines bestimmt bezeichneten Vereins. Der Verein „A G“ habe im Zeitraum von

28. Oktober 2020 bis 14. Jänner 2021 in der Öffentlichkeit den Eindruck erweckt, eine dem Gastgewerbe zuzuordnende

Tätigkeit zu entfalten. Der Verein „A G“ habe auf näher genannter Internetseite unter anderem Preise für

Übernachtungen im Hotel „A H“ angeführt. Das Hotel „A H“ sei „zumindest auch vom gegenständlichen Verein

betrieben“ worden. Dies ergebe sich einerseits aus Unterlagen, die eine entsprechende Übereinkunft zwischen dem

Verein „A G“ und der - laut der Revisionswerberin die Betriebsführung des Hotels „A H“ innehabenden - GmbH „S“

offenlegen würden. Andererseits ergebe sich dies aus einer Rechnung vom 25. Jänner 2020, auf der unter anderem der

Verein „A G“ als auch die GmbH „S“ angeführt seien. Als verrechnete Leistung werde auf dieser Rechnung „aktiv sein

und Alpenluft schnuppern“ angeführt, sohin jene Tätigkeit, die auch auf näher genannter Internetseite vom Verein

„A G“ angeboten werde. Auch sei über bestimmte Internetseite eine entsprechende Buchung möglich gewesen. Der

Verein „A G“ habe damit im Tatzeitraum unter dieser Internetseite eine dem Gastgewerbe zuzuordnende Tätigkeit

angeboten (Paragraph eins, Absatz 4, zweiter Satz GewO 1994), dies jedoch ohne über eine Gewerbeberechtigung für

das Gastgewerbe zu verfügen. Mangels entsprechender Gewerbeberechtigung sei die Strafe aufgrund der

Bestimmungen des Paragraph 366, Absatz eins, Ziffer eins, GewO 1994 zu Recht über die Revisionswerberin verhängt
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worden.
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4. Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von der

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.4.

Nach Artikel 133, Absatz 4, B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes die Revision zulässig, wenn sie von

der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von

der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG

nicht zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen.Nach Paragraph 34, Absatz

eins, VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegens der Voraussetzungen des Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zur Behandlung eignen, ohne weiteres Verfahren mit Beschluss zurückzuweisen.
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Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß

Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. Die

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im Rahmen

der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (§ 28 Abs. 3 VwGG) zu überprüfen.Nach Paragraph 34, Absatz eins

a, VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung der Zulässigkeit der Revision gemäß Artikel 133, Absatz

4, B-VG an den Ausspruch des Verwaltungsgerichtes gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, VwGG nicht gebunden. Die

Zulässigkeit einer außerordentlichen Revision gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG hat der Verwaltungsgerichtshof im

Rahmen der dafür in der Revision vorgebrachten Gründe (Paragraph 28, Absatz 3, VwGG) zu überprüfen.
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4.1. Die Revision bringt in der Zulässigkeitsbegründung vor, es sei unstrittig, dass der Verein „A“, dessen ehrenamtliche

Präsidentin die Revisionswerberin sei, über keine Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe verfüge. Hätte das

Verwaltungsgericht - wie von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes gefordert (ua. unter Hinweis auf

VwGH 11.1.2012, 2010/06/0082) - hinreichende Ermittlungstätigkeiten gesetzt, hätte es jedoch festgestellt, dass der

Verein nicht die Beherbergung von Gästen, sondern eine bloße Wohnraumvermietung angeboten hätte. Dabei wäre

nach der zitierten Rechtsprechung auf alle Umstände des Einzelfalles Bedacht zu nehmen gewesen.

9

Diesem Vorbringen in der Zulässigkeitsbegründung steht bereits das aus § 41 VwGG abgeleitete Neuerungsverbot im

Revisionsverfahren entgegen (vgl. etwa VwGH 15.11.2021, Ra 2019/11/0052, mwN). Die Revisionswerberin bringt

erstmals in der gegenständlichen Revision vor, der Verein habe bloß Wohnraumvermietung angeboten. In der

Beschwerde bzw. im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht wurde hingegen kein derartiges Vorbringen erstattet;

vielmehr stützte sich die Revisionswerberin dort auf die angeblich mangelnde Ertragsabsicht der

Vereinstätigkeit.Diesem Vorbringen in der Zulässigkeitsbegründung steht bereits das aus Paragraph 41, VwGG

abgeleitete Neuerungsverbot im Revisionsverfahren entgegen vergleiche , etwa VwGH 15.11.2021, Ra 2019/11/0052,

mwN). Die Revisionswerberin bringt erstmals in der gegenständlichen Revision vor, der Verein habe bloß

Wohnraumvermietung angeboten. In der Beschwerde bzw. im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht wurde hingegen

kein derartiges Vorbringen erstattet; vielmehr stützte sich die Revisionswerberin dort auf die angeblich mangelnde

Ertragsabsicht der Vereinstätigkeit.
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Sofern die Revisionswerberin ferner ohne nähere Ausführungen vorbringt, dass „die Zurverfügungstellung des

Wohnraums im Hotel nicht über den Verein abgerechnet wurde, sondern über die [GmbH „S“], welche über eine

entsprechende Gewerbeberechtigung verfügt“, wendet sie sich offenkundig gegen entsprechende Beweiswürdigung

des Verwaltungsgerichts. Die Revisionswerberin vermag mit dieser bloßen Behauptung jedoch keine Unvertretbarkeit

der Beweiswürdigung (vgl. zum diesbezüglichen Prüfmaßstab etwa VwGH 5.10.2023, Ra 2023/02/0162, mwN) des

Verwaltungsgerichts aufzuzeigen.Sofern die Revisionswerberin ferner ohne nähere Ausführungen vorbringt, dass „die

Zurverfügungstellung des Wohnraums im Hotel nicht über den Verein abgerechnet wurde, sondern über die

https://www.jusline.at/entscheidung/1329845


[GmbH „S“], welche über eine entsprechende Gewerbeberechtigung verfügt“, wendet sie sich offenkundig gegen

entsprechende Beweiswürdigung des Verwaltungsgerichts. Die Revisionswerberin vermag mit dieser bloßen

Behauptung jedoch keine Unvertretbarkeit der Beweiswürdigung vergleiche , zum diesbezüglichen Prüfmaßstab etwa

VwGH 5.10.2023, Ra 2023/02/0162, mwN) des Verwaltungsgerichts aufzuzeigen.
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In der Revision werden sohin keine Rechtsfragen aufgeworfen, denen im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche

Bedeutung zukäme. Die Revision war daher zurückzuweisen.In der Revision werden sohin keine Rechtsfragen

aufgeworfen, denen im Sinne des Artikel 133, Absatz 4, B-VG grundsätzliche Bedeutung zukäme. Die Revision war

daher zurückzuweisen.

Wien, am 29. November 2023
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